
                    
 
                                 

Datenschutz-Grundverordnung der EU (DSGVO)  

Ab dem Stichtag 25. Mai 2018 wird die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und das neu gefasste 
BDSG-2018 unmittelbar zu beachten sein. Um den damit verbundenen Anforderungen gerecht zu werden, 
haben wir in der Kanzlei folgende Maßnahmen ergriffen: 
 

1. Einrichtung eines Datenschutz-Leitfadens (Protokoll) 
 
Der Datenschutz-Leitfaden ist  Bestandteil unseres internen Qualitätsmanagementsystem (QM) und für 
die Kanzleiangehörigen verbindlich. 
 
Damit wird die „Rechenschaftspflicht“ zur Umsetzung der folgenden Datenschutzgrundsätze dokumen-
tiert: Rechtmäßigkeit, faire Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz, Zweckbindung, Daten-
minimierung, Speicherbegrenzung, Richtigkeit sowie technische und organisatorische Maßnahmen 
(TOM) zum Schutz vor unbefugten Zugriffen oder Beschädigung der personenbezogenen Daten 
(„Integrität und Vertraulichkeit“). 
 
 

2. Verarbeitungsverzeichnis (Protokoll) 
 
In dem von uns erstellten Verarbeitungsverzeichnis sind die Kontaktdaten des Verantwortlichen, die 
Zwecke der Verarbeitung und die Kategorien der Betroffenen, der erhobenen Daten sowie der 
Empfänger dokumentiert.  
Außerdem sind darin die Fristen zur Löschung der in der Kanzlei erhobenen personenbezogenen Daten 
festgelegt.  
  
 

3. Aufbewahrungs- und Löschkonzepts (Protokoll)  
 
In einem gesonderten Aufbewahrungs- und Löschkonzept sind die Aufbewahrungsfristen und die 
anschließende Löschung personenbezogener Daten geregelt.  
Auf diese Weise wird die Einhaltung der Löschpflichten dokumentiert. 
 

4. Meldesystem für Datenpannen (Protokoll und interne Schulung) 
 
Um die unverzügliche Benachrichtigung der Datenschutzbehörde und Betroffenen (spätestens innerhalb 
von 72 Stunden) sicherzustellen, haben wir intern ein Meldesystem für Datenpannen eingerichtet. 
 
 

5. Arbeitsanweisung zur Wahrung der Betroffenenrechte  (Protokoll und interne Schulung) 

Wir haben unsere Mitarbeiter über das Thema Datenschutz in Form von Arbeitsanweisungen informiert, 
so dass das Kanzleipersonal vorbereitet ist, Ansprüche von Betroffenen auf Information und Auskunft, 
Berichtigung, Löschung und Übertragung von Daten richtig einzuschätzen. Das Kanzleipersonal muss 
insbesondere bei Drittbetroffenen geltend gemachte Ansprüche ggf. ab-lehnen, wenn das 
Berufsgeheimnis des Steuerberaters und seiner Berufsangehörigen Vorrang hat. 

 

 



                    
 
 

6. Bestellung eines Datenschutzbeauftragten und Durchführung einer Datenschutz-
Folgenabschätzung  

Mit dem Datenschutzbeauftragen, Herr Holger Schwarzer, Fa. Streit Management Systeme, Benshem 
wurde im März 2018 eine Beratung über Datenschutz-Folgenabschätzung durchgeführt. 

 
 
7.   Anpassung der Auftrags(daten)verarbeitungsverträge  

Die Auftragsverarbeitungsverträge mit der DATEV sind an die DSGVO und an die Neufassung der 
Vorschriften über das Berufsgeheimnis (§ 62a StBerG, § 203 StGB) angepasst worden.  

Bei sonstigen Dienstleistern, die mit personenbezogenen Daten in Berührung kommen, sind die 
erforderlichen Erklärungen zur Verschwiegenheit dokumentiert.  

Unsere Tätigkeit nach dem StBerG für unsere Mandanten erfolgt in eigener Verantwortung und ist 
keine Auftragsverarbeitung. Dies gilt auch für die Lohn- und Gehaltsabrechnung, die der 
Steuerberater nach dem StBerG eigenverantwortlich ausführt. 

 

 

 

                      

 

 

 

          

 

 

 


